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Nach der Wiederholungswahl zum Berliner 
Abgeordnetenhaus bildeten CDU und SPD 
den neuen Berliner Senat und haben am 
26. April 2023 ihren Koalitionsvertrag für die 
Jahre 2023 bis 2026 unterzeichnet.

„Wir wollen ein mobiles und nachhaltiges 
Berlin. Unsere Mobilitätspolitik setzt auf ein 
Miteinander und nicht auf ein Gegeneinander. 
Der Öffentliche Personennahverkehr ist ein 
entscheidender Faktor für ein mobiles Berlin.“

So beginnt das Kapitel „Mobilität und Ver-
kehr“. Als Einleitungstext sind solche wohl-
klingenden Formulierungen nicht unüblich, 
aber dieser Stil zieht sich leider bis an das 
Ende des Kapitels durch.

„Der Ausbau des Öffentlichen Personennah-
verkehrs in Berlin und die Zusammenarbeit 
mit dem Bund und dem Land Brandenburg 
haben einen hohen Stellenwert.“

„Wir stehen für den Grundsatz einer ange-
bots- und nicht verbotsorientierten Mobilitäts-
politik.“

„Wir wollen das Mobilitätsgesetz im Sinne 
einer angebotsorientierten Mobilität weiter-
entwickeln. Hierbei geht es insbesondere um 
ein besseres Miteinander der Verkehrsteilneh-
merinnen und Verkehrsteilnehmer und die Be-
achtung örtlicher Gegebenheiten.“

„Wir werden die Sicherheit im ÖPNV stärken 
und die Aufenthaltsqualität an Bahnhöfen 
steigern.“

Wie alle diese Ziele erreicht werden sollen, 
ist dem Koalitionsvertrag nur selten oder gar 
nicht zu entnehmen.

Schlimmer noch: Es gibt auch Ziele, bei de-
nen nicht nur die Antwort fehlt, wie sie denn 
erreicht werden sollen, sondern Ziele, die 
neue Fragen aufwerfen: „Die Koalition steht 
für den S‑Bahn-Betrieb aus einer Hand.“ Was 
wollen CDU und SPD uns mit dieser Floskel 
sagen?

Gelegentlich folgen auf Gemeinplätze wie 
„Die Barrierefreiheit muss gelebte Realität wer-
den“ auch konkrete Aussagen: „Wir wollen 
an allen Bahnhöfen die Barrierefreiheit ins-
besondere durch Aufzüge herstellen.“ Das ist 

gut, aber dazu ist Berlin ohnehin verpflichtet, 
liegt allerdings hinter dem Zeitplan. Eigene 
oder gar neue Akzente hinsichtlich Barriere-
freiheit setzen CDU und SPD nicht.

Fernbahnverkehr
Auch die Absichtserklärungen zum Fernver-
kehr sind nett zu lesen: „Wir wollen mit der 
Deutschen Bahn eine verbesserte Anbindung 
der ganzen Stadt an den Fernverkehr errei-
chen.“ Wie gut, dass die Verantwortung für 
das Gelingen hier vor allem beim Bund und 
der DB liegen.

Doch auch Berlin will sich konkret enga-
gieren: „Dazu wollen wir zügig eine Elektri-
fizierung auch des Südrings und dafür einen 
zusätzlichen Fern- und Regionalbahnsteig 
am Südkreuz und in Neukölln realisieren.“ 
Ein fraglos sinnvolles Projekt, dessen Re-
alisierung aber mit Sicherheit erst in den 
30er/40er Jahren erfolgen kann.

Das gilt auch für fast alle anderen Projek-
te, bei denen der Koalitionsvertrag etwas 
konkreter wird, zum Beispiel die Ostbahn: 

„Wir setzen uns dafür ein, dass die Ostbahn 
zweigleisig ausgebaut und elektrifiziert wird.“ 
Richtig! Aber wie und wann soll das erreicht 
werden?

i2030
„Wir führen die i2030-Konzeption weiter“, wird 
eingeleitet, um dann anzufügen: „Wir wer-
den die bereits begonnenen Planungen und 
Planfeststellungsverfahren im Rahmen von 
i2030 zur Wiederinbetriebnahme der Heide-
krautbahn und Stammbahn forcieren.“ Das ist 
gut so, aber wo und wie soll forciert werden?

Immerhin in einem Satz wird es konkret: 
„Durch die Zusammenführung von Leistungs-
phasen bei der Planung wollen wir i2030 be-
schleunigen.“ 

Doch die Ankündigung „Wir prüfen die 
Aufnahme weiterer Strecken“ weckt schon 
wieder die Sorge, dass Berlin sich verzet-
telt. Denn das größte Problem bei i2030 ist 
neben dem zu geringen Tempo das Schei-
tern vieler Projekte an den Nutzen-Kosten-
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CDU-Wahlkampfplakat auf dem Kurfürstendamm Ende Januar 2023.� Foto: Florian Müller

U 3 nach Krumme Lanke in Warschauer Straße. Die Verlängerung um rund 800 Meter nach 
Mexikoplatz könnte die einzige Schienenausbaumaßnahme sein, die in der aktuellen Legis-
laturperiode bis 2026 begonnen wird.� Foto: Florian Müller
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Untersuchungen aufgrund fragwürdiger 
Bewertungsverfahren. 

Immerhin wird es bei i2030 nochmals kon-
kret: „Zudem wollen wir im Rahmen von i2030 
die Realisierbarkeit und Vorplanung von Stre-
cken und Bahnhöfen prüfen: die Verlängerung 
der Siemensbahn vom bisherigen Endpunkt 
Gartenfeld unterirdisch bis nach Hakenfelde 
sowie die weitere Verlängerung der S 75 über 
Bucher Straße, Arkenberge bis nach Birken-

werder, S‑Bahnhof Kamenzer Damm sowie 
die Regionalbahnhalte Buckower Chaussee 
und Buch.“

Zumindest die Prüfung der Verlängerung 
der S‑Bahn über Gartenfeld hinaus ist mehr 
Gefahr als Chance, weil bei einer Umsetzung 
von Vorleistungen für eine Verlängerung die 
Wiederinbetriebnahme der Siemensbahn 
2029 nicht mehr möglich ist.

U‑Bahn
Dass ein U‑Bahn-Ausbau das Lieblings-
projekt der neuen Koalition ist, kann man 
unschwer erkennen. Eingeleitet wird mit 
der Feststellung: „Wir werden die Sanierung 
und den Ausbau der U‑Bahn fortsetzen und 
beginnen mit den Planungen von möglichen 
Linienneubauten und Linienverlängerungen.“ 
Danach folgt eine lange Liste von U‑Bahn-
Neubaustrecken, deren Vollendung in den 
meisten Fällen wohl kaum einer der Koaliti-
onäre noch zu seinen Lebzeiten feiern kann.

Natürlich sind wir alle gehalten, schon 
heute die richtigen Weichen für die Zukunft 
zu stellen. Aber dann hätte die Koalition der 
Sanierung und Modernisierung des beste-
henden U‑Bahn-Netzes und Fahrzeugparks 
viel mehr Gewicht geben müssen, denn es 
muss dringend in die Werkstätten investiert 
werden, damit der Instandhaltungsauf-
wand bewältigt und der Instandhaltungs-
rückstand abgebaut werden können.

Straßenbahn
Wer befürchtet hatte, dass der Straßenbahn-
ausbau auf der Streichliste der Koalitionäre 
landet, kann zunächst beruhigt lesen: „Wir 
werden den Bau von Straßenbahnstrecken 
vorantreiben.“

Danach wird deutlich gemacht, dass meh-
rere Straßenbahnprojekte weitergeführt 
und neue geprüft werden sollen. Zugleich 
werden aber so wichtige Projekte wie Ale-
xanderplatz—Potsdamer Platz, Warschauer 

Straße—Hermannplatz (M 10) und die Ver-
längerung nach Blankenburger Süden (M 2) 
in Frage gestellt. Letzteres ist besonders un-
verständlich, da CDU und SPD offensichtlich 
tendenziell den Straßenbahnbau von den 
Innen- in die Außenbezirke verlagern wol-
len. Unausgesprochen steht dahinter, dass 
dort mehr Platz zur Verfügung steht, der 
nicht dem Autoverkehr „weggenommen“ 
werden muss.

Weil der Straßenbahnausbau und vor al-
lem der S- und U‑Bahn-Bau Projekte sind, 
bei denen CDU und SPD bis zur nächsten 
Wahl 2026 wenig Vorzeigbares erreichen 
können, interessieren besonders die Aus-
sagen zum Bus: „Die Koalition setzt sich für 
die Umsetzung von Bussonderfahrstreifen 
ein. Wir wollen das Busspurennetz erweitern.“ 
Das hört sich gut an. Aber dann kommt eine 
vielfältig interpretierbare Floskel: „Damit 
das gelingt, setzen wir uns für eine gerechtere 
Verteilung der Verkehrsflächen ein.“ Was ist 

„gerecht“?
Dass die Bereitschaft, bei der vergleichs-

weise schnell umsetzbaren Beschleunigung 
von Bussen und Straßenbahnen Großes zu 
leisten, bei CDU und SPD begrenzt ist, kann 
man an den einschränkenden Formulierun-
gen erkennen: „Wir wollen, wo es sinnvoll ist, 
weitere rechtssichere Busbeschleunigungs-
maßnahmen sowie Vorrangschaltungen für 
Busse und Straßenbahnen einrichten, um die 
Fahrtzeiten zu reduzieren.“ 

Zwei Hürden werden aufgebaut: „sinnvoll“ 
und „rechtssicher“.

VBB-Tarif
So bleiben als Sofortmaßnahmen mit mar-
kanten Effekten im Hinblick auf die nächste 
Wahl bereits in drei Jahren nur die Tarife.

Hier fällt zunächst auf, dass es keine 
Aussage zum Deutschlandticket (49 Euro) 
gibt. Der Berliner Fahrgastverband IGEB 
hat schon mehrfach gefordert, dass auch 

Straßenbahnverlängerung 
zum Blankenburger Süden 
– totprüfen?

„Planungsempfehlung: Der Verkehrsmit-
telvergleich hat gezeigt, dass die Straßen-
bahn im Hinblick auf das Planungsziel, 
zeitnah zur Umsetzung der städtebau-
lichen Entwicklung ein leistungsfähiges 
und attraktives ÖPNV-Angebot zu entwi-
ckeln, das geeignetste Verkehrsmittel ist. 
[…] Die Wirtschaftlichkeit der planerisch 
zu bevorzugenden Variante wurde nach-
gewiesen.“

Auszug aus dem Kurzbericht vom 
November 2019 „ÖPNV-Anbindung 
und –Erschließung des Wohnungsbau-
standortes Blankenburger Süden – Ver-
kehrliche Begründung für die Straßen-
bahnanbindung“, beauftragt von der 
Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr 
und Klimaschutz

Viel Zeit und Geld wurde die Verlänge-
rung der Straßenbahn M 2 im Blanken-
burger Süden, Bezirk Pankow, schon 
aufgewendet – mit einem eindeutigen 
Ergebnis. Aber auch dieses wichtige 
Projekt will die CDU-SPD-Koalition 
„überprüfen“.

Haltestelle Turmstr./Lübecker Str. Ab August soll hier die Straßenbahnlinie M 10 vom Hauptbahnhof zum U‑Bahnhof Turmstraße fahren. 
Die nächste Verlängerung zum Bahnhof Jungfernheide will die Koalition „vorantreiben“ und das Planfeststellungsverfahren einleiten. 
Nach jüngsten Vorgaben, Radfahrstreifen nur zu bauen, wenn damit keine Flächen für den fließenden oder ruhenden Autoverkehr verloren 
gehen, muss man aber auch um dieses und alle anderen Berliner Straßenbahnprojekte fürchten. � Foto: Florian Müller
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in Berlin und Brandenburg ein ermäßigtes 
Deutschlandticket für 29 Euro eingeführt 
wird, z. B. für Schülerinnen und Schüler, Aus-
zubildende und Studierende. 

Stattdessen halten CDU und SPD an ihrem 
Projekt eines Berliner AB-Tickets für 29 Euro 
für alle fest, obwohl die erforderliche Zu-
stimmung aus Brandenburg fehlt und auch 
künftig nicht zu erwarten ist.

Besonders pikant: CDU und SPD bauen 
gleich selbst noch ein Hindernis gegen das 
29-Euro-Ticket ein: „Wir prüfen in Abstim-
mung mit dem VBB, ob eine Ausweitung des 
Tarifbereichs B auf den ersten Bahnhof außer-
halb des Stadtgebiets zur Verringerung von 
Pendlerverkehr auf der Straße beitragen kann.“ 

Das ist Populismus pur: Die Autos der 
Pendler sollen bitte außerhalb Berlins blei-
ben. 

Insbesondere aber würden mit der Aus-
dehnung des B-Tarifs über die Landesgren-
ze hinaus viele neue Probleme geschaffen, 
insbesondere bei der Einnahmeaufteilung, 
und Berlin würde bei seinen Tarifmaßnah-
men noch mehr als bisher von Brandenburg 
abhängig. Doch das konnten oder wollten 

CDU und SPD offensichtlich nicht sehen. 
Im Übrigen hat die Tarifgrenze zwischen 

Berlin B und C mit der Einführung des 
Deutschlandtickets für die meisten Stamm-
kunden keine Bedeutung mehr.

Fazit
Nach Vorlage des Koalitionsvertrages hatte 
der Berliner Fahrgastverband IGEB seinen 
Pressedienst überschrieben: „Ein Koalitions-
vertrag voller wohlklingender unverbind-
licher Absichtserklärungen – Der Berliner 
Fahrgastverband IGEB versteht jetzt, war-
um die Berliner Koalitionsverhandlungen 
von CDU und SPD so zügig abgeschlossen 
werden konnten.“ Denn mit Ausnahme von 
Tarifmaßnahmen haben sich CDU und SPD 
in ihrem Koalitionsvertrag überwiegend 
auf unverbindliche Floskeln und auf Pla-
nungen für mittel- und langfristige Projekte 
beschränkt. Letztere binden viel Personal 
innerhalb und außerhalb der Verwaltung 
und kosten viel Geld, aber der notwendige 
Beitrag des Berliner Verkehrs zu Nachhaltig-
keit und Klimaschutz kommt damit viel zu 
langsam und viel zu spät.

Zuständig für den Verkehr ist seit 27. April 
Manja Schreiner (CDU), Senatorin für Mo-
bilität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt. 
Staatssekretärin für Mobilität und Verkehr 
ist Claudia Elif Stutz (CDU). Beide haben 
Jura studiert.

Nach zwei Monaten ist es für eine erste 
Bilanz natürlich viel zu früh, aber ein Trend 
ist bereits erkennbar.

Programmatisch geht es so unverbind-
lich und belanglos weiter wie im Koaliti-
onsvertrag. Zum „Sofortprogramm“ des 
Senats als Ergebnis seiner Klausurtagung 
Anfang Juni schreibt die Senatskanzlei: 
„Dieses Sofortprogramm ist geprägt von 
Vernunft und pragmatischen Lösungen. […] 
Dieses Sofortprogramm stellt die Weichen 
für die weitere Arbeit des Senats.“

Als einzige fahrgastrelevante Weichen-
stellung folgt dann aber nur die Ankündi-
gung: „Wir wollen günstigen Nahverkehr für 
alle Berlinerinnen und Berliner ermöglichen. 
Deshalb klären wir die Möglichkeiten, ein 
29-Euro-Ticket unter dem Dach des Verkehrs-
verbundes Berlin-Brandburg einzuführen.“ 
Doch das steht bereits im Koalitionsvertrag.

Keine neuen Radwege, wenn Kfz-Stell‑
plätze verloren gehen?
Demgegenüber profiliert sich die neue 
Senatorin derzeit mit dem Stopp bisheri-
ger Planungen und Projekte, aktuell vor 
allem beim Radverkehr. Dass eine neue 
Senatorin, die zu ihrem Ressort wenig Vor-
kenntnisse mitbringt, Vieles zunächst prü-
fen will, kann man noch nachvollziehen. 
Beunruhigend ist aber die Zielrichtung, 
alle Projekte für den Radverkehr nur noch 

dann fortführen zu wollen, wenn damit 
keine Fahrstreifen für den Autoverkehr 
und höchstens sehr wenige Kfz-Stellplätze 
verloren gehen.

Straßenbahnausbau als substanzlose 
Sprechblase?
Es fällt schwer, zu hoffen, dass dieser Maß-
stab nicht auch bei allen Straßenbahnpro-
jekten angelegt wird, womit die Aussage 
im Koalitionsvertrag „Wir werden den Bau 
von Straßenbahnstrecken vorantreiben“ zur 
substanzlosen Sprechblase verkommen 
würde.

Hoffnung für i2030 – weil es dem Auto‑
verkehr keine Fahrspuren wegnimmt
Begründete Hoffnung besteht immerhin 
bei den i2030-Projekten. Regional- und 
S‑Bahn-Strecken nehmen dem Autover-
kehr keine Fahrspuren weg und eröffnen 
den Berliner Autofahrern die Chance, dass 
so manche Brandenburger Autofahrer für 
ihre Fahrt nach Berlin auf öffentliche Ver-
kehrsmittel umsteigen. Vor allem aber trifft 
Frau Schreiner hier beim Land Branden-
burg, dem VBB und der DB auf engagierte 
Partner aus ihrer Partei: Verkehrsminister 
Guido Beermann, VBB-Geschäftsführerin 
Ute Bonde und Alexander Kaczmarek, Kon-
zernbevollmächtigter der Deutschen Bahn 
für Berlin, Brandenburg und Mecklenburg-
Vorpommern. Damit bietet i2030 der neu-
en Berliner Senatorin gute Chancen für po-
sitive Nachrichten und erste Umsetzungen 
bis zur nächsten Wahl, zum Beispiel die 
Wiederinbetriebnahme der Stammstrecke 
der Heidekrautbahn.

Prüfen, prüfen, prüfen
Prägend für den Koalitionsvertrag von 
CDU und SPD sind die Wörter „prüfen“ 
und „überprüfen“. Grundsätzlich muss 
man das einem neuen Senat und einer 
neuen Senatorin natürlich zubilligen. 
Aber nach zwei Monaten verstärkt sich 
der Verdacht, dass es weniger um „prü-
fen“, sondern mehr um die Rückkehr zur 
alten autozentrierten Verkehrspolitik 
geht. Und noch ein Verdacht entsteht ge-
rade: Viele in der Berliner SPD scheinen 
die „Verkehrswende rückwärts“ zu begrü-
ßen oder zumindest zu tolerieren.

Dr. Manja Schreiner, Senatorin für Mobi-
lität, Verkehr, Klimaschutz und Umwelt. 
� Foto: Sandro Halank, Wikimedia

Verkehrspolitik in Berlin ist im Jahr 2023 im-
mer noch auf dem Niveau von 1967, als in 
West-Berlin die letzte Straßenbahn fuhr. Die 
einfache Botschaft: Wer zurück ins Zeitalter 
ohne Straßenbahn will, muss CDU wählen. 
� Foto: Konrad Hickel
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